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5 AZR 1Q4/7fi
6 Sa 54-/75 Baden-Württemberg

(Mannheim)

Verkündet am 
9. März 1977
gez. Schartel,
Angestellter 
als Urkundsbeamterder Geschäftsstelle In Sachen

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündl: 
chen Verhandlung vom 9. März 1977 durch die Vorsitzende Richter in 
Professorin Dr. Hilger, die Richter Dr. Heither und Dr. Seiden- 
sticker sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Blasig und Döring fü 
Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg vom 1.
Oktober 1975 - 6 Sa 54/75 - wird zurückgewiesen.

Der Beklagte hat die Kosten der Revision zu tra­
gen.
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Tatbestand:

Die Parteien streiten darüber, ob der Kläger Arbeit­
nehmer oder freier Mitarbeiter ist.

Der Kläger ist seit 4. August 1970 beim Beklagten als 
Journalist in der Hauptabteilung ’’Fernsehen - Information" 
tätig. Diese Hauptabteilung ist in fünf Hessorts gegliedert 
(Politik, Wirtschaft, Gesellschaft, Kultur, Regionales). 
Innerhalb dieser Ressorts bestehen einzelne Redaktionen, 
im Ressort "Regionales" die Redaktion "Abendjournal". Der 
Kläger arbeitet nahezu ausschließlich als Reporter für die 
Redaktionen "Abendjournal", "Landesschau" und "Forum Süd­
west" des Ressorts "Regionales". Daneben hat der Beklagte 
ihm zwei Sendereihen "Film des Zuschauers" und "Standpunk­
te" auf Dauer zur Bearbeitung übertragen; er ist der stän­
dige Produzent dieser Serien. In geringem Umfang leistet 
der Kläger Redaktionsarbeit, insbesondere für die Sende­
reihen "Film des Zuschauers", "Standpunkte" und "Gastspiel". 
In unregelmäßigen Abständen teilt der Beklagte ihn auch 
zum sog. Nachrichtenfinderdienst ein. Der Beklagte erstellt 
hierfür Dienstpläne, nachdem der Kläger zuvor seine Be­
reitschaft erklärt hat.

In der Redaktion "Abendjournal" finden täglich Redak­
tionskonferenzen statt. In einem an die Mitarbeiter des 
Abendjournals gerichteten Rundschreiben der "Chefredaktion 
Fernsehen - Information" des Beklagten vom 20. November 1973 
werden diese täglichen Redaktionskonferenzen, "an der al­
le Mitarbeiter, die an diesem Tage nicht auf Dienstreise 
sind, teilnehmen", angekündigt. In dem Rundschreiben heißt 
es weiter:

"Ich bitte die freien Mitarbeiter, sich in Zu­
kunft zu Anfang jeden Monats in einer beim Re­
daktionsleiter ausliegenden Liste einzutragen, 
an welchen Tagen sie dem Abendj ournal zur Ver­
fügung stehen. In dieser Eintragung sehe ich 
eine Verpflichtung, die, falls sie nicht ein­
gehalten wird, die Redaktionsleitung veranlas­
sen kann - im Einvernehmen mit mir - auf die 
regelmässige Mitarbeit Einzelner zu verzichten."
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Daraufhin schrieb der damalige Leiter der Redaktion 
Abendjournal den Mitarbeitern dieser Redaktion am 22. Novem­
ber 1973:

“Jeden Wochentag um 9.00 Uhr findet ab sofort 
eine kurze Redaktionskonferenz statt. Ent­
schuldigt ist, wer laut Auftrag zu Dreharbei­
ten unterwegs ist.

Es besteht aber zwischen den Parteien Streit darüber, ot 
der Kläger und die übrigen für diese Redaktion tätigen freie: 
Mitarbeiter zur Teilnahme an diesen Redaktionskonferenzen ve: 
pflichtet sind.

Die Arbeit an den dem Kläger in den Redaktionskonferenz« 
zugewiesenen Filmbeiträgen beginnt mit den Recherchen. Aufgal 
des Klägers ist es dann, in groben Umrissen den Film zu konzj 
pieren. Im allgemeinen bespricht er dann das Ergebnis seiner 
Vorarbeiten mit dem zuständigen Redakteur. Für die anschließ« 
de Produktion des Filmes stellt der Beklagte das Kamerateam 
und die sonst benötigten Kräfte sowie die erforderlichen Aus­
rüstungen und Geräte zur Verfügung. Den Einsatz des Personal.' 
muß der Kläger mit der Dispositionsabteilung des Beklagten al 
stimmen. Diese Abteilung setzt die Termine für die Aufnahme, 
Schnitt und Synchronisation fest. Bei Abnahme der Filme kann 
der zuständige Ressortleiter oder Redakteur Änderungen veran­
lassen.

Der Kläger erhält für jeden Auftrag ein Honorar, das si< 
in der Höhe nach einem vom Beklagten festgelegten Rahmen ricl 
tet. Für seine Tätigkeit im Rahmen des Nachrichtenfinderdien­
stes erhält der Kläger eine Pauschalvergütung von täglich 
150,—  DM. Im Jahre 1974 betrug das monatliche Durchschnitts­
einkommen des Klägers rund 4.880,—  DM.

Der Beklagte hatte dem Kläger bei Aufnahme seiner Tätig­
keit eine Beschäftigung als freier Mitarbeiter angeboten. De: 
Kläger ist hierauf eingegangen. In der Folgezeit, zuletzt mi 
Schreiben vom 2. April 1974, bemühte sich der Kläger, beim B<
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klagten festangestellt zu werden. Der Beklagte lehnte dies 
mit Schreiben vom 18. April 1974 ab.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, er stehe zum 
Beklagten in einem Arbeitsverhältnis. Dazu hat er behaup­
tet, er werde praktisch ohne erkennbaren Unterschied zu Fest­
angestellten vom Beklagten zu Dienstleistungen herangezogen. 
Er sei planmäßig in den Betrieb des Beklagten eingegliedert. 
Er könne sich einem kontinuierlichen Einsatz nicht entzie­
hen, ohne befürchten zu müssen, daß ihm in Zukunft keine 
Aufträge mehr erteilt würden. Für den Beklagten sei er im 
gleichen zeitlichen Umfang wie ein festangestellter Mitarbei­
ter tätig. Der Beklagte verfüge auch über seine Arbeitszeit. 
Er habe die Anordnungen des Chefredakteurs der Hauptabtei­
lung "Fernsehen - Information" und des damaligen Leiters 
der Redaktion ”Abendjournal" von November 1973 > an den Re­
daktionskonferenzen teilzunehmen und sich in eine Liste ein­
zutragen, als verbindlich angesehen. Der Beklagte verlange 
auch, daß er seine Adresse mit Telefon-Nummer angebe, wenn 
er sich nicht an seinem Arbeitsplatz im Hause aufhalte; er 
müsse für den Beklagten ständig verfügbar und erreichbar 
sein. Während der Produktion sei er ebenso wie festange­
stellte Mitarbeiter an die Arbeitszeiten gebunden. Auch in 
fachlicher Hinsicht unterliege er den Weisungen der Ressort­
leiter und Redakteure in bezug auf Thematik, Ausführung,
Länge und Termine seiner Filmbeiträge. Er sei zu Änderun­
gen verpflichtet. Seine persönliche Abhängigkeit zeige sich 
schließlich darin, daß er seinen Urlaub mit Kollegen und 
Ressortleitern absprechen müsse; der Urlaub werde in die 
Urlaubsliste eingetragen. Im Krankheitsfälle müsse er sich 
entschuldigen. Der Beklagte habe ihm ein Arbeitszimmer, ei­
nen Schreibtisch, ein Telefon und ein Postfach in den Redak­
tionsräumen zugewiesen.

Der Kläger hat beantragt,

festzustellen, daß er sich beim Beklag­
ten in einem unbefristeten Arbeitsver­
hältnis befinde.
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Der Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Er hat die Auffassung vertreten, der Kläger sei kein Ar­
beitnehmer. Er sei nicht verpflichtet, einzelne Aufträge anzi 
nehmen. Wenn er einmal einen Auftrag ablehne, brauche er nie] 
zu befürchten, daß die Beziehungen der Parteien gestört oder 
zu seinem Nachteil beeinträchtigt würden. Der Kläger müsse ai 
nicht unbedingt die Redaktionskonferenzen besuchen; die Teil­
nahme sei aber erwünscht und liege im Interesse des Klägers 
selbst. Der Kläger brauche sich auch nicht an die betriebsüb­
liche Arbeitszeit zu halten, er brauche sich bei Abwesenheit 
nicht zu entschuldigen und müsse im Krankheitsfalle kein ärz' 
liches Attests vorlegen. Der Kläger könne seinen Urlaub nehme] 
wann er wolle. Er erwarte nur,daß er den Urlaubstermin abspr< 
che. Im übrigen hat der Beklagte geltend gemacht, für die Be­
schäftigung freier Mitarbeiter gebe es ein sachliches Bedürf­
nis. Pür bestimmte Theraenbereiche brauche er nur von Pall zu 
Pall freie Mitarbeiter, die einen Beitrag produzieren könnte] 
Hier wären festangestellte Mitarbeiter nicht voll ausgelaste- 
Er müsse sich auf diese Weise auch die Kreativität eines gröJ 
ren Kreises von freien Mitarbeitern sichern.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Die Beru­
fung des Beklagten ist ohne Erfolg geblieben. Mit der Revisi< 
verfolgt er seinen Antrag auf Klageabweisung weiter, während 
der Kläger um Zurückweisung der Revision bittet.

Ent scheidungsgründe:
Das Berufungsgericht hat zu Recht festgestellt,daß der 

Kläger Arbeitnehmer und kein freier Mitarbeiter ist.

I.a) Bei der Abgrenzung eines Arbeitsverhältnisses von dem 
Rechtsverhältnis eines freien Mitarbeiters ist das Berufungs- 
gericht von den Grundsätzen ausgegangen, die der Senat in st> 
diger Rechtsprechung entwickelt hat. Danach entscheidet daru
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ob ein Arbeitsverhältnis vorliegt, der Grad der persönli­
chen Abhängigkeit, in der sich der zur Dienstleistung Ver­
pflichtete jeweils befindet. Entscheidend kommt es dabei 
auf die charakteristischen Umstände an, die dieses Rechts­
verhältnis prägen. Daß die Parteien ihr Rechtsverhältnis 
nicht ausdrücklich als Arbeitsverhältnis bezeichnet haben, 
steht nicht entgegen. Auch kann durch die praktische Durch­
führung und Gestaltung der Vertragsbeziehungen trotz ent­
gegenstehender Erklärungen ein Arbeitsverhältnis entstehen, 
da sich aus dieser praktischen Handhabung Rückschlüsse 
darauf ziehen lassen, von welchen Rechten und Pflichten 
die Parteien ausgegangen sind und ausgehen wollen (vgl. da­
zu: BAG 19, 324- [329] = AP Nr. 6 zu § 611 BGB Abhängigkeit 
[zu 1 der Gründe] - Kameramann; BAG 18, 87 [90 f.] = AP 
Nr. 2 zu § 92 HGB [zu II 1 der Gründe] - VersicherungsVer­
mittler; BAG AP Nr. 144 zu § 242 BGB Ruhegehalt [zu II 3 c 
der Gründe] - Lokalredakteur; BAG AP Nr. 12 zu § 611 BGB Ab­
hängigkeit [zu II 1 der Gründe] - Rundfunkmusiker - mit wei­
teren Nachweisen, auch zur Veröffentlichung in der Amtli­
chen Sammlung des Gerichts vorgesehen).

b) Entgegen der Ansicht der Revision wird durch diese 
Rechtsprechung, die den rechtlichen Charakter des Vertrags­
verhältnisses entscheidend nach dem tatsächlichen Verhal­
ten der Parteien beurteilt, der Grundsatz der Vertragsfrei­
heit nicht verletzt. Es mag sein, daß sich die Parteien in 
vielen Fällen zu Beginn ihrer vertraglichen Beziehungen dar­
über einig waren, daß nur das Rechtsverhältnis eines freien 
Mitarbeiters mit einem geringeren Grad von persönlicher Ab­
hängigkeit begründet werden sollte. Auch im vorliegenden 
Pall kann das so gewesen sein. Das schließt aber nicht aus, 
daß sich der Inhalt der vertraglichen Abreden später durch 
die Art und Weise, in der die Parteien ihre Zusammenarbeit 
gestaltet haben, geändert hat. Wenn beide Seiten in der 
Folgezeit von Rechten und Pflichten ausgehen, die eine stär­
kere persönliche Abhängigkeit des Mitarbeiters ausmachen, 
ändert sich mit der vertraglichen Grundlage auch das Rechts­
verhältnis.
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Andere Fälle können so liegen, daß die Parteien von An­
fang an die ein Arbeitsverhältnis charakterisierende persönli 
che Abhängigkeit des Mitarbeiters gewollt, das Rechtsverhält­
nis aber bewußt oder unbewußt anders bezeichnet haben. Auch i 
diesem Fällen kann nur der in der praktischen Handhabung zum 
Ausdruck kommende wirkliche Wille der Parteien Aufschluß über 
die wahre Natur des Rechtsverhältnisses geben. Insoweit stell 
der Senat entscheidend auf den übereinstimmenden Willen der 
Parteien ab und trägt so dem Grundsatz der Vertragsfreiheit 
Rechnung. Dieser Grundsatz findet seine Grenze aber dort, wo 
die Parteien ein Beschäftigungsverhältnis, das sich nach sei­
ner tatsächlichen Ausgestaltung und nach objektiver Wertung 
als Arbeitsverhältnis ausweist, sachlich unrichtig als freies 
Mitarbeiterverhältnis einordnen. Dies kann den Parteien nicht 
unter Berufung auf die Vertragsfreiheit gestattet werden, wei 
sich der Arbeitgeber sonst leicht zwingenden arbeitsrechtli­
chen Schutzvorschriften entziehen könnte (vgl. Fenn, Fest­
schrift für F. W. Bosch, 1976, S. 171 ff. [178]).

2. Dem Berufungsgericht ist bei der danach erforderlichen 
Abwägung aller für und gegen ein Arbeitsverhältnis sprechende 
Umstände kein Rechtsfehler unterlaufen.

a) Zwischen den Parteien besteht ein auf Dauer angelegtes 
Rechtsverhältnis. Der Kläger gehörte nach den tatsächlichen 
Feststellungen des Berufungsgerichts zu den Mitarbeitern, die 
der Beklagte ständig und planmäßig mit der Herstellung von 
Programmteilen beauftragte. Die Rechtsbeziehung der Parteien 
erschöpfte sich nicht in Einzelleistungen. Das wird durch die 
bisherige Praxis bestätigt. Dem Kläger wurden seit 1970 fort­
laufend Aufgaben im Bereich Fernsehen übertragen. Er mußte 
zusätzlich Sendereihen betreuen und dafür Beiträge produziere 
Daran wird besonders deutlich, daß der Beklagte an einer stär 
digen fortlaufenden Mitarbeit des Klägers im Rahmen einer 
Dauerrechtsbeziehung interessiert ist. Der Bestand einer Dau< 
rechtsbeZiehung wird vom Beklagten auch nicht in Frage geste]
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b) Mit Recht hat das Berufungsgericht bei seiner recht­
lichen Würdigung entscheidend darauf abgestellt, daß der 
Beklagte im Rahmen dieser Dauerrechtsbeziehung ständige 
Dienstbereitschaft des Klägers erwartete. Das hat das Beru­
fungsgericht daraus gefolgert, daß der Beklagte ohne die 
Mitarbeit des Klägers und der übrigen sog. freien Mitarbei­
ter sein Programm nicht planmäßig entwickeln und herstel- 
len konnte. Er mußte aus einem Sachzwang heraus über die 
Arbeitskraft des Klägers wie ein Arbeitgeber verfügen und 
hat dies nach den tatsächlichen Feststellungen des Beru­
fungsgerichts auch getan. Das schließt aus, daß der Kläger 
Aufträge nach Belieben ablehnen konnte. Der Kläger hat ein 
solches Recht nicht für sich in Anspruch genommen und der 
Beklagte hat ihm dieses Recht praktisch nicht eingeräumt, 
weil er auf ständige und kontinuierliche Mitarbeit ange­
wiesen war. Daß er dem Kläger - wie übrigens auch festan­
gestellten Mitarbeitern - gestattete, einzelne Aufträge ab­
zulehnen, wenn dafür Gründe vorgebracht wurden, steht die­
ser rechtlichen Würdigung nicht entgegen. Die bisherige 
Praxis, nach der der Kläger nur höchst selten einen Auf­
trag abgelehnt hat, bestätigt jedenfalls, daß der Beklag­
te davon ausgehen konnte und auch davon ausgegangen ist, 
daß der Kläger keinen Auftrag ohne wirklichen Grund ablehn­
te. Gerade weil der Beklagte aufgrund seiner eigenen orga­
nisatorischen Maßnahmen mit der ständigen Dienstbereitschaft 
des Klägers rechnete, lief der Kläger Gefahr, die Vertrags­
beziehungen selbst aufs Spiel zu setzen, wenn er nach Be­
lieben Aufträge abgelehnt hätte. Die von dem Kläger gelei­
stete und von dem Beklagten erwartete ständige Dienstbe­
reitschaft begründet deshalb ein für ein Arbeitsverhältnis 
typisches Maß an persönlicher Abhängigkeit.

c) Der Beklagte konnte auch wie ein Arbeitgeber über die 
Arbeitszeit des Klägers verfügen. Das ergibt sich daraus, 
daß der Kläger nach den tatsächlichen Feststellungen des 
Berufungsgerichts voll in den Betrieb des Beklagten einge­
gliedert war. Auch hier war es in erster Linie der Sach­
zwang, der die Rechtsbeziehungen der Parteien beeinflußte.
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Wenn der Kläger seine Arbeit ordnungsgemäß erbringen wollte, 
mußte er z. B. regelmäßig an den Redaktionskonferenzen teilne 
men. Der Kläger war ebenso wie die festangestellten Mitarbei­
ter aufgefordert, sich an der formalen und inhaltlichen Gesta 
tung der Sendungen zu beteiligen. Gleichzeitig ging es um die 
sachgemäße Verteilung der anstehenden Aufgaben. Auch hier war 
es der Sache nach geboten, daß möglichst alle Mitarbeiter zur 
Verfügung standen. Die Schreiben des Beklagten vom 20. und 22 
November 1973 bestätigen für die Redaktion "Abendjournal" nur 
die sachliche Notwendigkeit einer regelmäßigen Teilnahme an d 
sen Konferenzen. Die Angriffe der Revision gegen eine Überbe­
wertung dieser Schreiben durch das Berufungsgericht gehen des 
halb fehl.

Auch während der Produktion eines Filmes (Aufnahme, 
Schnitt und Synchronisation) mußte sich der Kläger nach den 
Dispositionen des Beklagten richten. Aus diesen Umständen hat 
das Berufungsgericht mit Recht auf eine weitgehende persönli­
che Abhängigkeit geschlossen.

Insgesamt ergibt sich die persönliche Abhängigkeit des 
Klägers aus der Notwendigkeit seiner ständigen engen Zusammen­
arbeit mit den übrigen Mitarbeitern des Senders und seiner 
sachlich gebotenen Eingliederung in den Sendebetrieb.

d) Weiter hat das Berufungsgericht festgestellt, daß der 
Kläger auch bei der inhaltlichen Gestaltung seiner Beiträge 
Weisungen des Beklagten unterworfen war. Gegen den Widerspruc 
des Ressortleiters oder eines Redakteurs konnte er eigene 
Vorschläge nicht zur Geltung bringen. Material- und Zeitauf­
wand waren vorgeschrieben. Diese Feststellungen hat die 
Revision nicht angegriffen.

Mit diesen Einflußmöglichkeiten hat der Beklagte typiscl 
Rechte eines Arbeitgebers für sich in Anspruch genommen. Der 
Kläger ist entgegen der Ansicht der Revision nicht mit einem 
Unternehmer zu vergleichen, der selbst Filme herstellt. Bei 
einem solchen Unternehmer fehlt es schon an der täglichen en­
gen Zusammenarbeit und der damit verbundenen vollständigen 
Eingliederung in den Sendebetrieb.
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e) Mit Recht hat das Berufungsgericht die Tätigkeit des 
Klägers für die Redaktionen "Abendjournal", "Landesschau" 
und "Forum Südwest" in den Mittelpunkt seiner rechtlichen 
Würdigung gestellt. Diese Tätigkeit prägt das Rechtsverhält­
nis der Parteien, da der Kläger nahezu ausschließlich für 
diese Redaktionen tätig war. Deneben hat das Berufungsge­
richt eine persönliche Abhängigkeit damit begründet, daß 
der Beklagte dem Kläger einige Sendereihen zur ständigen 
Bearbeitung übertragen hat. Diese rechtliche Würdigung ist 
entgegen der Ansicht der Revision nicht zu beanstanden. Der 
Kläger ist hier, worauf das Berufungsgericht mit Recht hin­
weist, in besonderem Maße zeitlichen Beschränkungen unter­
worfen. Auch galt für diese Tätigkeit, daß sich der Kläger 
während der Produktion eines Filmes nach den Dispositionen 
des Beklagten richten mußte. Die Revision kann dem nicht 
entgegenhalten, daß der Kläger gerade bei der Betreuung 
dieser Sendereihen weitgehend selbständig gearbeitet habe. 
Damit wird nur dargetan, daß der Beklagte weitgehend auf 
fachliche Weisungen verzichtet hat. Die übrigen eine Ab­
hängigkeit begründenden Umstände werden davon nicht berührt.

3. Mit Recht hat das Berufungsgericht eine Reihe von Um­
ständen als für die Statusbeurteilung unerheblich angesehen.

a) Für die Abgrenzung des Rechtsverhältnisses ist das Ver­
halten des Empfängers von Dienstleistungen dann wenig auf­
schlußreich, wenn er damit nur Rechtsfolgen aus dem von ihm 
vertretenen Rechtsstandpunkt zieht. Das gilt etwa für das 
vom Beklagten angenommene Recht des Mitarbeiters, einzelne 
Aufträge abzulehnen, für den Verzicht auf die Vorlage eines 
Attests im Krankheitsfall und auf förmliche Erteilung des Ur­
laubs, für die Steuer- und sozialversicherungsrechtliche Be­
handlung der Mitarbeiter und für die Genehmigung von Neben­
tätigkeiten (vgl. insoweit schon BAG AP Nr. 10 zu § 611 BGB 
[Bl. 3] - Nachrichtensprecher; Urteil vom 14. Februar 1974 
- 5 AZR 298/73 - AP Nr. 12 zu § 611 BGB Abhängigkeit [zu II 
3 c der Gründe] - Rundfunkmusiker - auch zum Abdruck in der
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Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmt; Urteil vom 3. Okto­
ber 1975 - 5 AZR 427/74 - [demnächst] AP Nr. 16 zu § 611 BGB 
Abhängigkeit [zu II 2 c der Gründe] - Orchestermusiker).

Insbesondere im Medienbereich kommt es auch nicht auf Au 
ßerlichkeiten an, die entweder zufallsbedingt sind, oder die 
der Empfänger der Dienstleistungen kraft seiner Organisations 
gewalt beliebig verändern kann, und die deshalb keinen Auf­
schluß darüber geben, was die Parteien wirklich gewollt haben 
Ohne Aussagekraft in diesem Sinne sind etwa das Vorhandensein 
oder Pehlen eines eigenen Schreibtisches, eines Postfachs, di 
Aufnahme in das hausinterne Telefonverzeichnis, die Führung 
von Personalakten oder Personalkarteien, das Verfahren bei Be 
antragung einer Dienstreise.

Der Senat hat zwar in seinem Urteil BAG 19, 324 [330] = 
AP Nr. 6 zu § 611 BGB Abhängigkeit [zu 1 der Gründe] - Kamera 
mann - einige solcher Umstände als Merkmale für die Arbeitneh 
mereigenschaft eines Mitarbeiters angeführt. Inzwischen hat 
sich jedoch gerade für den Medienbereich gezeigt, daß beide 
genannten Gruppen von Merkmalen nicht tragfähig sind.

b) Auch die fachliche Weisungsgebundenheit kann nur bedingt 
Auskunft über den rechtlichen Status des Mitarbeiters geben. 
Ist der Mitarbeiter fachlichen Weisungen unterworfen, spricht 
dies zwar für ein Arbeitsverhältnis. Der umgekehrte Schluß is 
aber nicht berechtigt; fehlende fachliche Weisungsgebundenhei 
spricht nicht gegen die Arbeitnehmereigenschaft. Bei einzelne 
Arbeitnehmergruppen kann sie ganz fehlen oder erheblich einge 
schränkt sein (BAG Urteil vom 3* Oktober 1975 - 5 AZß 427/74 
[demnächst] AP Nr. 16 zu § 611 BGB Abhängigkeit [zu II 1 der 
Gründe] - Qrchestermusiker; Urteil vom 2. Juni 1976 - 5 AZR 
131/75 - [demnächst] AP Nr. 20 zu § 611 BGB Abhängigkeit [zu 
II 1 d der Gründe] - Außenrequisiteur).

4. Nach allem sprechen die vom Landesarbeitsgericht für we­
sentlich erachteten und festgestellten Umstände im Pall des 
Klägers eindeutig für ein Arbeitsverhältnis. Der Beklagte kan
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sich im Hinblick auf die praktische Handhabung nicht darauf 
berufen, der Kläger sei mit der Beschäftigung als freier 
Mitarbeiter einverstanden gewesen (vgl. Nr. 24 der Honorar­
bedingungen für Mitwirkende). Solche Verträge durfte der 
Beklagte dem Kläger zumindest von dem Zeitpunkt an nicht 
mehr anbieten, als feststand, daß der Kläger auf Dauer in 
der hier geschilderten Weise tätig werden sollte. Die Ver­
weigerung eines Arbeitsvertrages war dann nicht mehr berech­
tigt. Zwar muß der Beklagte als öffentlich-rechtliche Rund­
funkanstalt dafür Sorge tragen, daß möglichst alle bedeutsa­
men politischen, weltanschaulichen und gesellschaftlichen 
Gruppen im Gesamtprogramm zu Worte kommen können. Vielfalt 
und Abwechslung in den Darbietungen ist geboten (vgl. BSG AP 
Nr. 11 zu § 611 BGB Abhängigkeit [Bl. 3 ß]). Im vorliegenden 
Pall hat der Beklagte aber zu erkennen gegeben, daß gegen eine 
durchgängige Verwendung des Klägers keine Bedenken bestehen.
Er hat den Kläger kontinuierlich über mehrere Jahre hinweg be­
schäftigt. Während des Verfahrens hat er auch nicht zum Aus­
druck gebracht, daß sich am Umfang und Inhalt der Beschäfti­
gung in absehbarer Zeit etwas ändern könnte. In einem solchen 
Fall geht das Interesse des Mitarbeiters an einem vollen 
sozialen Schutz in einem Arbeitsverhältnis, insbesondere am 
Kündigungsschutz, vor. Der Kläger ist auf seinen Arbeitsplatz 
beim Beklagten angewiesen. Er arbeitet zeitlich im gleichen 
Umfang wie ein Arbeitnehmer für den Beklagten. Bei dieser 
Intensität der Inanspruchnahme hat der Senat auch bei Redak­
teuren und Reportern ein Arbeitsverhältnis für möglich gehal­
ten (Urteil vom 8. Oktober 1975 - 5 AZR 43o/74 - [demnächst]
AP Nr. 18 zu § 611 BGB Abhängigkeit [zu II 4 der Gründe]
- Rundfunkredakteur).

5. Die Feststellung, daß zwischen den Parteien ein Arbeitsver­
hältnis besteht, scheitert nicht daran, daß der Personalrat 
des Beklagten bei der Einstellung des Klägers nicht beteiligt 
wurde. In Fällen der vorliegenden Art, in denen ein Arbeits­
verhältnis nicht durch Vereinbarung sondern durch praktische
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Handhabung der Vertragsbeziehungen entsteht, kann sich der 
Beklagte auf das Fehlen einer etwa erforderlichen Zustimmung 
des Personalrats jedenfalls dann nicht berufen, wenn er keine 
Gründe angibt, die die PersonalVertretung zur Verweigerung 
der Zustimmung berechtigen würden (Urteile des Senats vom 3» 
Oktober 1975 - 5 AZR 162/74 - Sprecher und Übersetzer - und [ 
AZR 445/74 - Bühnenbildner - [demnächst] AP Nr. 15 und 17 zu 
§611 BGB Abhängigkeit [zu II 4 bzw. I 2 c der Gründe]). Sol­
che Umstände hat der Beklagte nicht vorgetragen.

gez.: Dr. Hilger Dr. Heither Dr. Seidensticker

Dr. Blasig Döring
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